Anlage 6 zur GRDrs 769 / 2011

Stellenschaffungen zum Stellenplan 2012
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),
Kostenstelle
	Amt
	Stellen-
wert
Haushalt
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
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vermerk
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jährl. kosten-
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Euro

	290 2000 
29101021
	Jobcenter Stuttgart
	A 11
A 10

A 9M


	Sachgebietsleitung
Sachbearbeitung

(gehobener Dienst)

Sachbearbeitung

(mittlerer Dienst)
	1,00
4,00

2,00
	--
	--


1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung von sieben Planstellen (700 % Stellenkapazitäten) für das Jobcenter Stuttgart zur Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepakets in Stuttgart. 

Ergänzend wird eine weitere (achte) Planstelle beim Sozialamt (100 % Stellenkapazität) zur Schaffung vorgeschlagen, insb. für die technische Unterstützung des Verfahrens FamilienCard (Betreuung der Geräte, Information und Beantwortung von Nachfragen der Akzeptanzstellen, Ersatz verlorener Karten, Klärung von Fehlbuchungen, Festlegung von Angebots-Nummern, technische Fragen der Hard- und Software). Der Antrag auf Einrichtung dieser Planstelle findet sich in GRDrs 772/2011, Anlage 1).
Mit der Beschlussfassung über die GRDrs 235 / 2011 vom 05. April 2011 – Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepakets in Stuttgart – hat der Gemeinderat vom zusätzlichen Stellenbedarf von vorläufig bis zu 8,00 Planstellen Kenntnis genommen und die Verwaltung ermächtigt, das Personal sofort, zunächst außerhalb des Stellenplans, einzustellen.
2
Schaffungskriterien
Die finanziellen Aufwendungen für die Schaffung werden im Rahmen der Erhöhung der Kostenerstattung durch den Bund bei der Quote der Bundesbeteiligung an den Kosten der Unterkunft gedeckt. 
3
Bedarf
3.1
Anlass (vgl. GRDrs 235 / 2011)
Am 25. Februar 2011 verabschiedeten Bundestag und Bundesrat das „Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Änderung des Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch“. Inhaltlicher Schwerpunkt des Gesetzes ist die Neufestsetzung der Regelbedarfe und eng damit verbunden, die Einführung des Bildungs- und Teilhabepakets für Kinder und Jugendliche.
Das Bundesverfassungsgericht hatte dem Gesetzgeber mit Urteil vom 9. Februar 2010 aufgegeben, die Regelbedarfe im SGB II und SGB XII verfassungskonform neu zu gestalten. Einen besonderen Stellenwert hat das Bundesverfassungsgericht dabei dem Bedarf von Kindern und Jugendlichen beigemessen.

Für den Gesetzgeber liegt in der Bildung und Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft für Kinder und Jugendliche eine Schlüsselfunktion für die Herstellung von Chancengleichheit. Kinder und Jugendliche sollen befähigt werden, später aus eigenen Kräften und damit unabhängig von staatlichen Fürsorgeleistungen leben zu können. Eine ungünstige materielle häusliche Ausgangsbasis dürfe kein Hinderungsgrund sein, am Leben Gleichaltriger teilzuhaben. Nur so könnten Ausgrenzungsprozesse vermieden werden. Die Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft wird deshalb für alle Kinder und Jugendliche, unabhängig von ihrer Herkunft und der materiellen Situation in den Familien, gewährleistet. 

Dem Gesetzgeber ist es ein besonderes Anliegen, dass die Leistungen direkt bei den Kindern und Jugendlichen ankommen. Die Leistung wird bis auf wenige Ausnahmen daher durch Gutscheine oder in Form einer Direktzahlung an den Leistungsanbieter (z. B. Schule, Lehrer, Nachhilfe) erbracht. 

In Stuttgart stellt sich darüber hinaus die Aufgabe, die bereits bestehenden Strukturen und freiwilligen Leistungen (Stuttgarter Netze für alle Kinder, Bonuscard, Familiencard) auf die neuen Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets sinnvoll abzustimmen und in ein Gesamtsystem zu integrieren, um gerade im Interesse der Betroffenen einen einfachen und nachvollziehbaren Zugang zu ermöglichen. Die Frage, inwieweit die neuen Leistungen Auswirkungen auf Freiwilligkeitsleistungen haben, mit denen die Kommunen umfangreich in Vorleistung gegangen sind, ist vor Ort zu entscheiden. In Stuttgart sind derzeit ca. 16.600 Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene leistungsberechtigt, die aktuell Leistungen des Jobcenters, des Sozialamts, der Wohngeldstelle sowie der Familienkasse beziehen. 

Zusätzlich ist mit einer schwer zu schätzenden Anzahl von neuen Antragstellern zu rechnen, die bisher keine laufenden Leistungen erhalten haben, deren Einkommen nun jedoch nicht mehr ausreicht, um auch die im Bildungs- und Teilhabepaket enthaltenen Bedarfe zu decken.

Zur konkreten Umsetzung kann weitgehend die bestehende Infrastruktur genutzt werden. Die Auf- und Abbuchung der Teilhabeleistung wird in den Bürgerbüros, Bürgerinfos, den Jobcenter-Zweig- und Außenstellen und im Sozialamt erfolgen. Voraussetzung für die Aufbuchung ist der Nachweis einer Bildungs- und Teilhabeberechtigung. 
Aufgaben der Sachgebietsleitung (1,00)
Zentrale Koordination und Unterstützung der Amtsleitung bei der Wahrnehmung der gesamtstädtischen Umsetzungsverantwortung; Umsetzung von Richtlinien des Bundes und des Landes; Verfahrensabstimmung mit den Angebotsträgern (u. a. Schulen, Kitas, Sportvereine, Musikschulen); Federführung für das Abrechnungsverfahren; Öffentlichkeitsarbeit, Fachberatung.
Aufgaben der Sachbearbeitung (4,00, gehobener Dienst)
Antragsbearbeitung mit Klärung und Beratung hinsichtlich Leistungsansprüchen; Klärung und Geltendmachung von Erstattungsansprüchen; fachliche Anleitung der Mitarbeiter(innen) im Eingangsbereich; Sicherstellung einer einheitlichen Rechtsanwendung; Widersprüche, Controlling, Statistik.

Aufgaben der Sachbearbeitung (2,00, mittlerer Dienst)
Antragsbearbeitung und Beratung zu Bildungs- und Teilhabeleistungen; organisatorische bzw. administrative Abwicklung der Bedarfsermittlung (Aufbereitung von Daten, Dokumentationen, Ablage); Entscheidung und Zahlbarmachung der Bildungs- und Teilhabeleistungen nach SGB II und Bundeskindergeldgesetz. 
3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung
Es handelt sich um eine neue Aufgabe.
3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen
Die beschriebenen Aufgaben können ohne zusätzliche Stellenausstattung nicht wahrgenommen werden. 
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Stellenvermerke
keine
3
1

